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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gallus, Dr. Schmidt (Gellersen), Saxowski, 
Lemp, Frau Dr. Riedel-Martiny, Ronneburger und Genossen 
- Drucksache 7/1533 - 

betr. Tierschutz - Massentierhaltung 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat mit Schreiben vom 6. Februar 1974 - 321 - die vorgenannte 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 


1. Trifft es zu, daß die Haltung von vielen Tieren auf engem Raum, 
die sogenannte Massentierhaltung, grundsätzlich gegen die Vor- 
schriften des Tierschutzgesetzes vom 24. Juni 1972 verstößt? 

Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß die Haltung von 
Nutztieren auf begrenztem Raum in neuzeitlichen Haltungs- 
systemen (sogenannte Massentierhaltung) schlechthin gegen 
Vorschriften des vom Deutschen Bundestag einstimmig verab- 
schiedeten Tierschutzgesetzes vom 24. Juli 1972 (TierSchG) ver- 
stößt. Derartige Tierhaltungen unterliegen grundsätzlich den 
Vorschriften des § 2 über die Haltung von Tieren. Nach § 16 
Abs. 1 sind sie zudem durch die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden zu beaufsichtigen. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um eventuel- 
len Tierquälereien in solchen Tierhaltungen abzuhelfen? 

Sofern allgemein erkennbare tierschutzwidrige Sachverhalte im 
Einzelfall (Einzeltier oder einzelner Tierbestand) festgestellt 
werden, ist die nach Landesrecht für die Durchführung des 
TierSchG zuständige Behörde (§ 15) gehalten, derartigen Ver- 
stößen gegen das TierSchG durch Verwaltungsmaßnahmen 
(z. B. § 2 Abs. 2) abzuhelfen oder Zuwiderhandlungen beim 
Vorliegen entsprechender Tatbestände (§§ 18, 17) zu ahnden. 
Den Sachverständigen - i. d. R. den beamteten Tierärzten - sowie 
den Ordnungsbehörden und Gerichten stehen darüber hinaus 
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für den Bereich der Schweine- und Kälberhaltung von mir in- 
zwischen veröffentlichte Gutachten über die tierschutzgerechte 
Haltung dieser Tiere in neuzeitlichen Haltungssystemen zur 
Ausrichtung gegebenenfalls notwendiger Maßnahmen zur Ver- 
fügung. 


3. a) Treffen Aussagen zu, nach denen das Tierschutzgesetz noch 
nicht anwendbar ist, weil Durchführungsverordnungen nach 
§ 13 noch nicht erlassen sind? 

Derartige Aussagen sind unzutreffend und irreführend. Das am 
1. Oktober 1972 in Kraft getretene TierSchG enthält für jeder- 
mann verständlich klare und bindende Vorschriften, so über das 
Halten von Tieren, das Töten von Tieren, über Eingriffe an 
Tieren, über den Tierhandel und die Durchführung des Gesetzes. 

Die Durchführung dieser Vorschriften obliegt den nach Landes- 
recht zuständigen Behörden. 

Zur Regelung der speziellen tierschutzrelevanten Fragen, die 
sich u. a. bei der heutigen Haltung großer, gleichartiger Nutz- 
tierbestände auf begrenztem Raum in neuzeutlichen Haltungs- 
systemen, den sogenannten Massentierhaltungen, ergeben, ent- 
hält das TierSchG im § 13 Abs. 1 und 3 die notwendigen Er- 
mächtigungen zum Erlaß von Durchführungsvorschriften zum 
Schutz der betreffenden Tiere unter diesen besonderen Hal- 
tungs- bzw. Transportbedingungen. Die hier den Durchführungs- 
verordnungen zugrunde zu legenden Mindestforderungen des 
Tierschutzes beinhalten zahlreiche wissenschaftliche und fach- 
technische Fragen, mit deren Ausarbeitung auf meine Veran- 
lassung hin seit einiger Zeit besondere Arbeitsgruppen von 
Sachverständigen aus Wissenschaft und Praxis befaßt sind. 

Für die fachliche Ausrichtung der betreffenden Durchführungs- 
verordnungen muß zunächst die Vorlage der Gutachten dieser 
Sachverständigengruppen abgewartet werden. Auf die ausführ- 
liche Behandlung dieses Fragenkomplexes unter der Überschrift 
„Reform des Tierschutzrechts geht zügig voran" in BMELF-In- 
formationen Nr. 14 vom 2. April 1973, S. 8 ff. erlaube ich mir be- 
sonders hinzuweisen [s. Anlage zu meiner Antwort auf die 
Frage des Herrn Bundestagsabgeordneten Baack (SPD) - Druck- 
sache 7/769 B 19, Schriftlicher Bericht des Deutschen Bundes- 
tages zur 46. Sitzung vom 20. Juni 1973 - Seite 2725]. 


b) Wann ist gegebenenfalls mit dem Erlaß solcher Verordnun- 
gen zu rechnen? 

Ich unternehme alle Anstrengungen, im Rahmen der materiellen 
wie personellen Gegebenheiten die Vorlage der unter Nr. 3. a) 
aufgeführten Gutachten der Sachverständigengruppen zu be- 
schleunigen, um alsbald die fachlichen Voraussetzungen für die 
anstehenden Rechtsverordnungen zum TierSchG zu erhalten. 
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Hierbei bin ich, entsprechend dem Ersuchen des Deutschen Bun- 
destages vom 2. Juli 1969 und des Bundesrates vom 7. Juli 1972, 
um eine weitgehende Kongruenz in der Fortentwicklung tier- 
schutzrechtlicher Vorstellungen im internationalen (Europarat, 
Straßburg) und innergemeinschaftlichen Rahmen bemüht, um 
der Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen in der tierischen 
Erzeugung auf Grund ausschließlich nationaler tierschutzrecht- 
licher Beschränkungen zu begegnen. 

Fragen der tierschutzgerechten Haltung von Hunden im Freien 
(sogenanntes Kettenhundproblem) werden in der Öffentlichkeit 
immer wieder behandelt. Hier ist eine spezielle Regelung gleich- 
falls geboten. Da die fachlichen Fragen in diesem Falle hinrei- 
chend abgeklärt sind, habe ich den Entwurf einer diesbezüg- 
lichen Verordnung inzwischen vorbereitet und mit Vertretern 
der Bundesländer, mit beteiligten Kreisen sowie mit dem Beirat 
für Tierschutz meines Hauses erörtert. Der Entwurf dieser Ver- 
ordnung wird dem Bundesrat in Kürze zugeleitet. 


4. a) Ist es zutreffend, daß sidr die vom Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten zur Erarbeitung von 
Gutachten zu tierschutzrelevanten Fragen der Tierhaltung 
berufenen Sachverständigengruppen ausschließlich aus pro- 
duktions- bzw. landwirtschaftsgebundenen Persönlichkeiten 
zusammensetzen? 


Es trifft nicht zu, daß in den von mir berufenen Sachverständi- 
gengruppen ausschließlich produktions- bzw. landwirtschafts- 
gebundene Persönlichkeiten tätig sind. Diese Arbeitsgruppen 
sind vielmehr interdisziplinär zusammengesetzt. Zu den Sach- 
verständigen aus Wissenschaft und Praxis gehören neben Vete- 
rinärmedizinern jeweils auch Vertreter der Verhaltenswissen- 
schaft. Die Gutachten werden zudem stets im Beirat für Tier- 
schutz meines Hauses, dem außer Sachverständigen der betei- 
ligten Kreise auch namhafte Vertreter der Spitzenorganisatio- 
nen des Tierschutzes angehören, beraten. 


b) Für welche tierschutzrelevanten Bereiche der Haltung land- 
wirtschaftlicher Nutztiere und anderer Tierschutzfragen sind 
Gutachtergremien tätig, und wie ist der derzeitige Stand der 
Arbeiten an den Gutachten? 

Mit speziellen Fragen der Haltung landwirtschaftlicher Nutz- 
tiere sind z. Z. die Gutachtergremien „Tierschutz / Schweine- 
haltung", „Tierschutz / Kälberhaltung" sowie „Tierschutz / Wirt- 
schaftsgeflügelhaltung" befaßt. Die Gutachten über tierschutz- 
gerechte Haltung von Schweinen in neuzeitlichen Haltungs- 
systemen sowie von Kälbern in Aufzucht und Mast wurden mir 
bereits in den Jahren 1971 bzw. 1973 von den Sachverständigen 
übergeben; ich habe sie unverzüglich veröffentlicht. Eine tur- 
nusgemäße Überarbeitung der Gutachten zur Anpassung an 
jeweils neue wissenschaftliche Erkenntnisse ist vorgesehen. So 
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wird z. Z. ein Anhang zum Gutachten „Tierschutz / Schweine- 
haltung" vorbereitet, der sich mit der Frage der Aufzucht früh- 
abgesetzter Ferkel in Käfigen befaßt. Hinsichtlich der Aussagen 
des seit vier Jahren von Sachverständigen beratenen Gutach- 
tens „Tierschutz / Wirtschaftsgeflügel" konnte ein Einverneh- 
men seitens der Sachverständigen bisher nicht erzielt werden. 
Die Beratungen werden nunmehr in Kürze so abgeschlossen und 
demnächst zusammen mit den von mir aus den unterschiedlichen 
Aussagen zu ziehenden Schlußfolgerungen der Öffentlichkeit 
übergeben werden. 

Weitere Sachverständigengruppen sind mit der gutachtlichen 
Erarbeitung von Tierschutz-Mindestforderungen für folgende 
tierschutzrelevanten Sachbereiche befaßt: 

„Tierschutz / Transport von Tieren" (Straße, Schiene, Wasser, 
Luft), 

„Tierschutz/Versuchstiere/Tierversuche/Alternativmethoden", 
„Tierschutz / Haltung von Wild in Gehegen und ähnlichen Ein- 
richtungen", 

„Tierschutz / Haltung sonst freilebender Tiere anderer Klima- 
zonen in Safari-, Drive-in-Parks oder in ähnlichen Einrichtun- 
gen", 

„Tierschutz / Hälterung und Transport von Fischen", 

„Tierschutz / Schlachten von Tieren". 


c) Aut wessen Veranlassung arbeiten die Sachverständigen- 
gruppen? 


Die Sachverständigengruppen sind ausschließlich auf meine 
Veranlassung hin tätig. 


d) Welche Verwendung finden die Gutachten der Sachverstän- 
digen? 

Die Gutachten dienen unmittelbar nach ihrer Veröffentlichung 
folgenden Zwecken: 

— sie sollen dem betreffenden Tierhalter durch Bekanntgabe 
der Tierschutzmindestforderungen zeigen, wie er Tiere zu 
halten hat, ohne gegen die Grundsätze des Tierschutzes zu 
verstoßen; 

— sie sollen den Behörden fachliche Maßstäbe für die Über- 
wachung bzw. Beaufsichtigung an die Hand geben und 

— den Gerichten fachliche, den jeweiligen Erkenntnissen ange- 
paßte Unterlagen für die Beurteilung bestimmter Tatbestän- 
de im Rahmen von Strafverfahren zur Verfügung stellen. 

Darüber hinaus dienen diese Gutachten nach Abklärung der 
herausgestellten Fragen, die einer forschungsmäßigen Bearbei- 
tung zu unterziehen sind, als materielle Grundlage für die fach- 
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liehe Ausrichtung von Durchführungsvorschriften nach § 13 des 
TierSchG bzw. für die Novellierung des zum Tierschutzrecht 
gehörenden Schlachtrechtes. 


5. Gibt es internationdle oder innerhalb der EG Ansätze zu gemein- 
samen Regelungen von Tierschutzfragen der Massentierhaltung? 


Bestrebungen des Europarates, Straßburg, Europäische Über- 
einkommen für den Sachbereich Tierschutz auszuarbeiten, wer- 
den von der Bundesregierung nicht zuletzt gemäß parlamenta- 
rischem Auftrag und nicht zuletzt zur Vermeidung von Wett- 
bewerbsverzerrungen nach Kräften unterstützt. So hat die 
Bundesrepublik Deutschland das im Europarat erarbeitete Euro- 
päische Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim inter- 
nationalen Transport bei Auflegung am 13. Dezember 1968 
unterzeichnet. Die Voraussetzung für das Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens in der Bundesrepublik Deutschland ist durch 
das Ratifikationsgesetz vom 12. Juli 1973 (BGBl. II S. 721) ge- 
schaffen worden. Am 9. Januar 1974 hat die Bundesrepublik 
Deutschland gleichzeitig mit dem Vereinigten Königreich und 
Frankreich die Ratifikationsurkunde zu diesem Übereinkommen 
in Straßburg hinterlegt. Das Übereinkommen tritt nunmehr 
automatisch sechs Monate nach dieser Hinterlegung für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft. Ratifikationsurkunden 
haben weiterhin hinterlegt: Dänemark, Island, Norwegen, die 
Schweiz, Schweden, Luxemburg und Belgien. 

Der Sachverständigenausschuß „Tierschutz" des Europarates 
schloß ferner in seiner 4. Sitzungsperiode vom 21. bis 25. Januar 
1974 die Beratung eines weiteren Entwurfs für ein Europäisches 
Übereinkommen, daß die Grundsätze über den Schutz der Tiere 
in landwirtschaftlichen Nutztierhaltungen normiert, ab. 

Die von den Regierungssachverständigen der 18 Mitgliedstaaten 
dabei angenommene Fassung des Übereinkommens folgt weit- 
gehend den Vorstellungen des deutschen Tierschutzgesetzes 
über die Haltung von Tieren, insbesondere hinsichtlich der Aus- 
richtung an objektiven, wissenschaftlich fundierten Beurtei- 
lungsmaßstäben. Das Generalsekretariat hat vorgesehen, diesen 
Übereinkommens-Entwurf alsbald dem Ministerkomitee zur Be- 
schlußfassung zuzuleiten. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß danach das Übereinkommen zur ünterzeichnung durch die 
Mitgliedstaaten aufgelegt wird. 

Seine nächste Sitzungsperiode hat der Sachverständigen-Aus- 
schuß „Tierschutz" beim Europarat, Straßburg, für den 30. Sep- 
tember bis 4. Oktober diesen Jahres vorgesehen. Bei dieser 
Sitzung sollen die Voraussetzungen und Möglichkeiten für die 
Erarbeitung eines Europäischen Übereinkommens über den 
Schutz der Tiere bei Versuchen in Wissenschaft und Technik 
sowie über den Schutz der Tiere beim Schlachten (Harmoniesie- 
rung und Humanisierung der Schlachtvorschriften) geprüft wer- 
den. 
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Im innergemeinschaftlichen Rahmen zeichnen sich ebenfalls An- 
sätze für eine Tierschutz-Rechtsangleichung ab: Auf Grund des 
Ministerratsbeschlusses vom 25. September 1973, mit dem die 
Kommission aufgefordert wurde, alsbald in eine Untersuchung 
der Auswirkungen unterschiedlicher tierschutzrechtlicher Vor- 
schriften in den Mitgliedstaaten einzutreten, fand am 23. /24. 
Oktober 1973 die erste Sitzung der Arbeitsgruppe „Tierschutz- 
recht" in Brüssel statt. Neben den Fragen einer tierschutzgerech- 
ten Haltung von Tieren standen in den Diskussionen die Pro- 
bleme des Tierschutzes beim Transport sowie beim Schlachten 
warmblütiger Tiere im Vordergrund. Die Kommission wird nun- 
mehr unter Zugrundelegung des Ergebnisses dieser ersten Sit- 
zung der Regierungssachverständigen dem Ministerrat ein Pro- 
gramm für die Inangriffnahme der Rechtsharmonisierung auf 
diesem Gebiet vorlegen. 


6. d) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Kalbern und Hüh- 
nern in Massentierhaltungen ständig „Chemikalien", wie 
Antibiotica zur besseren Fleischgewinnung, aber auch Oestro- 
gene, Thyreostatica und Arsenikalien, Farbstoffe usw. mit 
der Fütterung verabreicht werden? 


Es trifft nicht zu, daß Kälbern und Hühnern in Massentierhal- 
tungen ständig Chemikalien wie Oestrogene, Thyreostatica und 
Arsenikalien mit den Futtermitteln verabreicht werden. Diese 
Stoffe dürfen im Rahmen der Tierernährung nicht verfüttert 
werden. Nach den futtermittelrechtlichen Vorschriften sind von 
den genannten Stoffen allein einige bestimmte Antibiotika und 
Pigment-Stoffe in geringer Dosierung als Zusatz zu Mischfutter- 
mitteln zugelassen. Durch den Einsatz von Antibiotika in der 
Fütterung werden insbesondere die Futterverwertung verbes- 
sert, höhere Tageszunahmen erreicht und dadurch die Produk- 
tionskosten gesenkt. Als Pigment-Stoffe werden einige synthe- 
tisch gewonnene Carotinoide, die chemisch den natürlich vor- 
kommenden entsprechen, insbesondere dem Mischfuttermittel 
für Legehennen zugesetzt mit dem Ziel, den Gehalt an Carotin- 
oiden, der allgemein von Natur aus oder infolge eingetretener 
Verluste im Futtermittel zu gering ist, so einzustellen, daß eine 
ausreichender Pigmentierung der Eidotter gewährleistet ist. 

Andere Zusatzstoffe wie Vitamine und Spurenelemente, die 
den Mischfuttermitteln zugesetzt werden, sind nicht nur für die 
Ernährung der Tiere unerläßlich, sondern erhöhen die Qualität 
der tierischen Erzeugnisse. 


b) Was hat die Bundesregierung getan bzw. was gedenkt sie 
zu tun, um mit der Anwendung von Wirkstoffen in der Tier- 
ernährung eventuell verbundene Rückstandsbildungen zu 
verhindern? 


Grundsätzlich werden nur solche Stoffe als Zusatzstoffe zu Fut- 
termitteln zugelassen, die bei sachgerechter Verwendung der 
Futtermittel keine Gefahr für die Gesundheit von Mensch und 
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Tier bilden. Das wird durch Vorschriften über Dosierungen von 
Zusatzstoffen sowie über Anwendungsbereich und Absetzfri- 
sten der Zusatzstoffe, die vor dem Schlachten der Tiere einzu- 
halten sind, sichergestellt. Auf diese Weise wird erreicht, daß 
die Erzeugnisse tierischen Ursprungs gualitativ einwandfrei 
sind. 


7. Sind Erzeugnisse, wie Eier oder Fleisch von Hühnern bzw. Käl- 
bern aus Massentierhaltungen qualitativ zu unterscheiden von 
Eiern oder Fleisch von „konventionell“ gehaltenen Tieren? 

Nach dem derzeitigen Stand der Erkenntnisse ist davon auszu- 
gehen, daß sich die in sogenannten Massentierhaltungen ge- 
wonnenen Erzeugnisse hinsichtlich ihrer Qualität nicht von den 
unter anderen Haltungsbedingungen erzeugten unterscheiden. 
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